
 

 

 

 
 
Az.: 700rö19.eml Olpe, 26.03.2019  
 
 
 
 
Bebauungsplan Lünen Nr. 229 „Viktoria-Ost“ 

Ihr Schreiben vom 15.03.2019  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Übersendung der o.g. Planunterlagen bedanken wir uns. 
 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme zur 14. Änderung des Flächennutzungsplanes vom 
15.06.2019 (Az. 1698ba18.eml). 
 
Im Auftrag  
gez.                                                        f. d. R. 
Prof. Dr. Michael Baales  
(Leiter der Außenstelle)                          M. Röring B.A.  
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Az.: 1698ba18(Lünen_Victoria Ost)eml Olpe, 15.06.2018  
 
FNP Lünen, 14 Änderung „Viktoria I/II“; BPlan Lünen 229 „Viktoria Ost“ 
Ihr Schreiben vom 8.6.2018 /4.1 Ber 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Übersendung der vorläufigen Planunterlagen und der Einladung zum 
Scopingtermin. Allerdings werden wir bei derzeitigem Stand der Planungen hieran nicht teilnehmen. 
 
Grundsätzlich gilt, was wir bereits 2016 im Rahmen der geplanten Sanierungsarbeiten (Brunnen etc.; 
wovon wir jedoch nie wieder etwas gehört haben; 576rö16) für das Areal gesagt hatten. 
 
Aufgrund der Nähe zum römischen Uferkastell Beckinghausen und anderer Fundstellen und der 
besonders siedlungsgünstigen Lage zur Lippe sind im Planbereich Bodendenkmäler zu vermuten, 
denen nahgegangen werden muss. Aus unserer Sicht ist derzeit vor allem der Standtort SO: 
Forensik interessant, soweit das Areal durch die Bergbaugeschichte nicht völlig verändert wurde, 
d.h. primär, ehemals Boden umfänglich abgetragen wurde. 
 
Gibt es hierzu Unterlagen, weitere Erkenntnisse? 
 
Ansonsten sind hier im Vorfeld der Bebauung klärende Baggersondagen durch eine vom 
Vorhabenträger zu beauftragende archäologische Fachfirma notwendig, um – zunächst – die Frage 
der vermuteten Bodendenkmäler für diesen Bereich zu klären. Für das übrige Gelände ergeben sich 
hieraus ev. neue Erkenntnisse, die zu einem späteren Zeitpunkt besprochen werden müssen. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 
Im Auftrag  
Gez. 
Prof. Dr. Michael Baales  
(Leiter der Außenstelle)          
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Az.: 937rö19.eml Olpe, 23.04.2019  
 
 
 
 
Flächennutzungsplan Lünen, 14. Änderung „Viktoria I/II“  
Bebauungsplan Lünen Nr. 229 „Viktoria-Ost“ 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Zusendung der Informationen zum Zustand des Plangebietes bedanken wir uns. Da das  
Plangebiet durch bergbauliche Tätigkeiten und die damit verbundenen 14 m starken  
Aufschüttungen bereits stark verändert ist und im Zuge des Planvorhabens keine Bodeneingriffe in  
großen Tiefen unterhalb der Aufschüttung geplant sind, gehen wir davon aus, dass weder die  
Knochenkiese, noch sonstige Bodendenkmalsubstanz durch das Vorhaben tangiert werden. 
 

Gegen die o.g. Planung bestehen daher aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege keine Be-

denken. 

 

Im Auftrag  

gez.                                                        f. d. R. 

Prof. Dr. Michael Baales  

(Leiter der Außenstelle)                          M. Röring B.A. 
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Stellungnahme(n) (Stand: 08.04.2019)

Sie betrachten: Bebauungsplan Lünen Nr. 229 \"Viktoria-Ost\"

Verfahrensschritt: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 18.03.2019 - 18.04.2019

Behörde: Arbeitskreis Umwelt und Heimat e.V.

Frist: 18.04.2019 

Stellungnahme: Erstellt von: Fritz Angerstein, am: 08.04.2019 , Aktenzeichen: -

Arbeitskreis für Umwelt Lünen, den 04.04.2019
und Heimat e.V.
Mozartstraße 5
(Mitglied der LNU)

Stadt Lünen
Willy-Brandt-Platz 1
44530 Lünen

Stellungnahme des Arbeitskreises für Umwelt und Heimat Lünen e.V. zum Bebauungsplan Lünen
Nr.229 „Victoria-Ost“

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum Bebauungsplan Lünen Nr.229 „Victoria-Ost“ nehmen wir wie folgt Stellung:

Unsere Stellungnahme entspricht im Wesentlichen der, die wir zur Änderung des Flächennutzungsplans
FNP.14. Änderung abgegeben haben (Dort sind auch die detaillierten Begründungen aufgeführt).
Wegen des Verlusts vieler wertvoller Tier- und Pflanzenarten lehnen wir eine Bebauung des von der
Stadt Lünen favorisierten Grundstücks für die Forensik sowie Gewerbeflächen und Versiegelungen im
Trockenrasen- und Feuchtbiotop- Gebiet ab. 
Dort wären stattdessen auf offenen Flächen im Rahmen der Landesgartenschau Maßnahmen gegen
die Verbuschung sinnvoll. Biotope sollten geschützt und schonend in die Planung der Landes-
gartenschau einbezogen werden.
Man könnte modellhaft zeigen, wie Naturschutz und Parkgestaltung zu vereinen sind.

Mit freundlichem Gruß

F.Angerstein 
(Vorsitzender d. Arbeitskreises f. Umwelt u. Heimat e.V.)

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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1) Vermerk 
 
 
Stadt Lünen 
Der Bürgermeister 
Abt. Stadtplanung 
z.H. Frau Sabrina Bernstein 
Willy-Brandt-Platz 5 
44532 Lünen 
 
 
 
 
Bebauungsplan Nr. 229 „Viktoria-Ost“ (Entwurf) 
Flächennutzungsplan Lünen, 14. Änderung „Viktoria“ (Entwurf) 
hier: frühzeitige Beteiligung nach §4 (1) BauGB - 
Stellungnahme des Landesbeauftragten für den Maßregelvollzug in 
NRW (Dezernat III), Gurlittstr. 55, 40223 Düsseldorf 
(Beteiligungsfrist: 18.04.2019) 
 
Vorbemerkung: 
Die u.g. Stellungnahme bezieht sich im Wesentlichen auf den Teil A des 
B-Plan-Entwurfs (geplanter Standort Forensik) und gilt für den FNP-
Entwurf sinngemäß. 
Die Stellungnahme steht unter dem Vorbehalt, dass wesentliche Grund-
lagen, auf denen der B-Plan Entwurf im Teilbereich „A“ des für die 
Forensik vorgesehenen RWE/GfV-Grundstücks basiert, dem LBMRV 
nicht vorliegen und auch nachrichtlich deren Inhalt nicht bekannt ist: 

- Boden-und Baugrunduntersuchung RWE-Grundstück 
- Verkehrswertgutachten RWE-Grundstück / Kaufangebot 
- Altlastenuntersuchung / Grundwasseruntersuchung 
- Bestätigung über Kampfmittelfreiheit bzw. Räumung 
- UVP-Vorprüfung und Artenschutzprüfung 
- Lärmgutachten 

 
 

1. Planinhalt und Plandarstellung 
 
a) Die Sondergebietsfläche „SO sonst. / Forensik“ ist in der gleichen 
Farbe wie „Straßenverkehrsflächen“ wiedergegeben. Es ist sicher nicht 
gemeint, dass die gesamte SO-Fläche als „Verkehrsfläche“ versiegelt 
werden soll. 
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b) Da hier kein vorhabenbezogener B-Plan gemeint ist, ist die 
endgültige Baukörperstellung und die spätere grundstücksinterne 
Straßen- und Wegeerschließung der Forensik nicht darstellbar. Die im 
Plan dargestellten Baukörper sind nur exemplarisch zu verstehen; eine 
Baugrenze definiert den bebaubaren Bereich. 
 
c) Parkplatz Forensik: 
Die im Plan angegebene Zahl von 130 Stellplätzen ist als Obergrenze 
zu verstehen? Diese Zahl dürfte den baurechtlichen Bedarf für eine 
Klinik mit 150 Patienten abdecken, ggf. kommt es aber zu Parkplatz-
Erweiterungswünschen durch den Klinikbetreiber. Sind dann noch 
Reserveflächen verfügbar? 
 
d) Verkehrserschließung Forensik (Äußere Erschließung): 
Die Zufahrtsstraße ist mit 6m Breite ausreichend dimensioniert (wie 
MRV-Klinik Hörstel). 
Die Straßenbegrenzungslinie (=Baugrenze) ist vor der Forensik-Pforte 
so platziert, dass zwischen dem geplanten nördl. Fuß- und Radweg und 
der südl. Baugrenze nur 24m Breite verbleiben. 
Allein der LKW-/Feuerwehr-Wenderadius in dieser Sackgasse benötigt 
netto 12,20m (Durchmesser 24,4m) – die Planung MRV-Klinik Hörstel 
sieht z.B. vor der Pforte eine befestigte Straßenfläche von 30x33m vor.  
Empfehlung: Verschiebung der Straßenbegrenzungslinie von 24m, 
gemessen ab Fußweg, auf 30m. 
Die Lage der Forensik-Pforte ist mit der Straßenführung weitgehend 
festgelegt. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung und Bauweise 
 
Die Festlegung der GRZ 0,8 für das SO/Forensik erscheint realistisch. 
Eine GFZ wird sinnvollerweise nicht festgesetzt, ebenso wenig eine 
maximale Gebäudehöhe oder Geschossigkeit. 
Aus Gründen der Lärmabschirmung könnte es notwendig sein, einzelne 
Baukörper in Richtung Gewerbegebiet bis zu 4 Geschosse hoch zu 
errichten, ggf. mit oberstem Technikgeschoss.  
Regulär sind bei einer Forensik 1-3-geschossige Gebäude zu erwarten, 
wobei von einem mind. 3-geschossigen Stationsgebäude auszugehen 
ist (ggf. + Technikgeschoss). 
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3. zum Verfahren: Sanierungsplan 
 
a) Der geplante Verfahrensablauf sieht vor, dass bei einem ange-
strebten B-Plan-Satzungsbeschluss zum Jahresende 2019 zuvor auch 
die Sanierungsplanung für die Grundstücke, hier insbesondere auch für 
das für „Teil A“ benötigte RWE/GfV-Grundstück (geplante Forensik), von 
den Grundstückseigentümern beauftragt wird. Diese Planung müsste 
nach dem vorliegenden Kenntnisstand (Besprechung Stadt Lünen vom 
18.03.2019) bis 11.09. 2019 dem Kreis Unna zur Prüfung vorgelegt 
werden. 
Hierfür muss die Folgenutzung des Sanierungsgebietes („Forensik“) 
abschließend geklärt sein, die aber aus Sicht des LBMRV noch unter 
dem Vorbehalt der in der Vorbemerkung genannten Gutachten und 
damit verbundenen Kostenaussagen steht: Grundstückskaufpreis und 
die technische und wirtschaftliche Machbarkeit einer Verwertung dieses 
Grundstücks! 
Hier bleiben inhaltliche und damit verfahrenstechnische Ungewiss-
heiten.  
Wer (RWE/GfV?, Stadt Lünen?) gibt wann diese Sanierungsplanung in 
Auftrag? 
 
b) Im Zuge der endgültigen Festlegung des Forensik-Standortes im 
Teilgebiet A bleibt die Zustimmung des LBMRV hierzu von den o.g. 
ungeklärten Bedingungen des Grunderwerbs des RWE-Grundstücks 
abhängig. Daher ist darauf hinzuweisen, dass für den LBMRV die 
Standortentscheidung zum gegenwärtigen Zeitpunkt und vor dem 
Hintergund des schwebenden OVG-Verfahrens in Sachen „Bauvor-
anfrage Forensik RAG-Grundstück“ noch offen ist. Letzteres berührt 
nicht nur Teil B des B-Plan-Entwurfs, sondern damit auch den Teil A, 
falls dieser doch nicht Forensik-Standort werden kann. 
 
 

4. Lärmschutz: benachbarte Nutzungsarten 
 
Zusätzlich zu den vorhandenen Gewerbebetrieben sind im B-Plan-
Teilgebiet B weitere, nichtstörende Gewerbeflächen ggf. als 
„Experimentierfelder“ geplant, ferner auf dem Bestandsparkplatz eine 
„Funsportanlage“. Diese rückt damit in räumliche Nähe zur geplanten 
Forensik. Etwas weiter östlich entfernt an der Straßeneinmündung zur 
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Zwolle-Allee wird ein neuer Parkplatz für künftige Besucher des 
Landschaftsparks vorgesehen. 
Für diese Nutzungen in Nachbarschaft zur Forensik sind Lärmgutachten 
zu erstellen, die die Lärmimmission für die Forensik beurteilen müssen, 
insbesondere auch die Frage der zu erwartenden Tag- und 
Nachtlärmbelastungen. 
Für die Forensik als psychiatrische Klinik wird zum größten Teil 
(Ausnahmen Büros, Lager etc.) das Lärmschutzniveau eines 
Krankenhauses zugrunde zu legen sein: 
 
                            Tag: 45 dB(A), Nacht: 35 dB(A) 
 
Tagsüber ist neben den Wohn- und Therapieräumen der Klinik auch der 
Freibereich zu schützen, der dem den Patienten gesetzlich zustehenden 
Freigang dient. 
Außerdem sind die Anforderungen an die Nachtruhe zu nennen, die die 
Frage nach den Öffnungszeiten von „Funsport“ und Parkplatz aufwerfen 
(nach 22Uhr?). Wechselwirkungen zwischen Bestandswohnnutzung, 
vorhandener und geplanter Gewerbenutzung sowie Forensik sind gem. 
Pkt. 5.3 der B-Plan-Begründung abzuklären. 
 
 

5. Umweltprüfung 
 
Die nach §§44 + 45 BNatschG erforderlichen Artenschutzprüfungen für 
den Geltungsbereich des B-Plans werden derzeit durchgeführt. Für die 
RWE-Fläche liegen der Stadt Lünen seit 2018 Bestandaufnahmen 
einiger Arten vor (Vögel, Amphibien, Reptilien). 
Durch die Nähe des B-Plan-Gebietes zu dem FFH-Gebiet DE-4311-301 
muss nach FFH-Richtlinie in Verb. mit §34 BNatschG  eine FFH-
Vorpüfung erfolgen. 
Artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen werden noch in 
Abstimmung mit dem Kreis Unna festgelegt. 
Aus Sicht des LBMRV bietet es sich an, die nötigen Ausgleichs-
maßnahmen für die Inanspruchnahme der Zechenbrachen in 
Abhängigkeit von den sich ergebenden notwendigen Biotop-
wertpunkten einerseits durch die Begrünung und Bepflanzung der Klinik-
Außenanlagen und andererseits durch die geplanten Aufforstungen 
innerhalb des B-Plan-Gebiets, die Teil des Landschaftsparks werden 
sollen, sicherzustellen. 
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(Schäfer) 
 
 

2) Herr Scheinhardt  m.d. Bitte um Mz. 
 

3) LB mit d. B. um Knts. 
 

4) Herr Bauer m.d. B. um Knts. 
 

5) z. Vorgang 
 













































Stellungnahme(n) (Stand: 18.04.2019)

Sie betrachten: Bebauungsplan Lünen Nr. 229 \"Viktoria-Ost\"

Verfahrensschritt: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 18.03.2019 - 18.04.2019

Behörde: Emschergenossenschaft / Lippeverband: 12-LI (Federführung)

Frist: 18.04.2019 

Stellungnahme: Erstellt von: Marcel Mierzwa, am: 17.04.2019 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die o.g. Bauleitplanung bestehen unsererseits keine grundsätzlichen Bedenken. Die folgenden
Hinweise sind jedoch zu beachten:
Die Grenze des Gebietes Viktoria verläuft im Süden entlang der Lippe und zwar entlang der
Böschungsunterkante innerhalb der Lippeaue. Das Lippe-Hochwasser reicht jedoch bis in die oberen
Böschungsteile. Die Böschung selbst ist damit Teil des Überflutungsbereiches der Lippe. Wir schlagen
deshalb vor, die Böschung aus dem Gebiet der anstehenden FNP-Änderungsgebietes auszuklammern
und dem Überflutungsgebiet der Lippe zuzuschlagen. Das Überflutungsgebiet der Lippe sollte in der
anstehenden Änderung ebenfalls mit dargestellt werden.
Bei den Erschließungsplanungen sind wir in Hinblick auf die Entwässerung dann zu beteiligen, wenn
Anlagen des Lippeverbandes bzw. die Lippe selbst betroffen sind. 
Wir bitten, in der weiteren Ausarbeitung der Niederschlagsentwässerung die Möglichkeiten der offenen
Ableitung innerhalb des Plangebietes zu prüfen. Hiermit kann neben einer optischen Aufwertung des
Gebietes (Verbindung zum umgebenden Landschaftspark) den Anforderungen zur Anpassung an den
Klimawandel (Bewirtschaftung von Starkregenabflüssen einerseits; Schaffung von Verdunstungsflächen
andererseits) besser Rechnung getragen werden als über die verrohrte Ableitung.

Mit freundlichen Grüßen
i.A. i.A.
Müller Mierzwa

Anhänge:
Stellungnahme LV 17.04.2019 (s_75272_stellungnahme_lv_17.04.2019.pdf)

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Stellungnahme(n) (Stand: 18.04.2019)

Sie betrachten: Bebauungsplan Lünen Nr. 229 \"Viktoria-Ost\"

Verfahrensschritt: Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB

Zeitraum: 18.03.2019 - 18.04.2019

Behörde: Kreis Unna, Stabsstelle Planung und Mobilität

Frist: 18.04.2019 

Stellungnahme: Erstellt von: Gert Kozik, am: 18.04.2019 , Aktenzeichen: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

die mir vorgelegten Unterlagen reichen derzeit nicht aus, um eine vollumfängliche substantiierte
Stellungnahme abgeben zu können. Hierzu fehlen noch – wie bereits von Ihnen beschrieben – einige
Gutachten z.B. Lärmgutachten sowie der Umweltbericht. Zudem ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch
nicht in allen Punkten (bis auf den Standort für die Forensik) geklärt, welche Nutzungen im Detail auf
den übrigen Flächen vorgesehen sind bzw. welche Festsetzungen letztendlich getroffen werden sollen.

Außerdem werden im Entwurf zur Begründung zum Bebauungsplan weitergehende Nutzungen
angesprochen, die sich jedoch in den zeichnerischen Festsetzungen nicht widerfinden, wie
beispielsweise die vorgesehene Abwasserbehandlungsanlage, infrastrukturelle Anlagen für die IGA
2027 wie weitergehende Stellplatzanlagen, Wegeverbindungen, sonstige Attraktionen. 
Diese Nutzungen widersprechen dem bisherigen Bebauungsplanentwurf und können u. U.
unverträgliche Wechselwirkungen hervorrufen.

Insoweit mache ich darauf aufmerksam, dass die Entscheidung hinsichtlich der noch vorzunehmenden
Festsetzungen auch noch Auswirkungen auf die zu erstellenden Gutachten haben könnten.

Aufgrund der vorhandenen Altlastensituation teile ich Ihnen bereits jetzt mit, dass zum gegenwärtigen
Zeitpunkt noch Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen.

Zur besseren Handhabung habe ich – soweit möglich – die Stellungnahme so aufgebaut, dass die
jewei-ligen Teilbereiche hervorgehoben wurden.

In Bezug auf die wasserwirtschaftlichen Belange weise ich darauf hin, dass im Rahmen des Scoping-
Termins am 09.07.2018 dargelegt wurde, dass die abwassertechnische Erschließung des Plangebietes
im Trennsystem erfolgen sollte. Eine genauere Planung gab es zu dieser Zeit noch nicht. 

Bei der Planung der Entwässerungsanlagen sollte Folgendes berücksichtigt werden:
1. Im Hinblick auf die geplante Einleitung in die Lippe ist bei mir eine Erlaubnis nach § 8 WHG zu
beantragen. Zur Beurteilung der stofflichen und hydraulischen Immissionen ist ein Nachweis nach dem
Merkblatt BWK M3 zu führen.
2. Nach § 57 (1) LWG bedürfen die Planung zur Erstellung oder wesentlichen Veränderung sowie der
Betrieb von Kanalisationsnetzen für die öffentliche Abwasserbeseitigung einer Anzeige. Gemäß der
Zuständigkeitsverordnung ist die Anzeige für das Niederschlagswasserkanalnetz bei der Unteren
Wasserbehörde und für das Schmutzwasserkanalnetz bei der Oberen Wasserbehörde in jeweils 2-
facher Ausfertigung zu stellen. Bei der Planung des Kanalnetzes ist der Überflutungsnachweis zu
berücksichtigen. 
Teil A
Für den Bereich der geplanten Forensik bestehen aus der Sicht des gewerblichen Immissionsschutzes
keine Bedenken. Aus Sicht des vorbeugenden Gesundheitsschutzes sind dagegen für den Teilbereich A
insbesondere die Lärmquellen

- Bahnlinie Dortmund - Münster bzw. Dortmund - Gronau
- Straßenverkehr auf der Zwolle Allee 
- bestehendes Gewerbegebiet
- neu geplantes (eingeschränktes) Gewerbegebiet sowie
- mögliche Freizeitlärmimissionen durch die neu in der Planung enthaltene Funsportanlage
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gutachterlich zu untersuchen und zu bewerten.

Aus Sicht von Natur und Landschaft weise ich darauf hin, dass die im Kompensationsflächenkataster
des Kreises Unna eingetragene Kompensationsfläche 412 „Hochstaudenflur Victoria 1/2“, sich auch auf
die geplante SO-Fläche erstreckt (siehe Anlage). Hierzu sind nähere Aussagen im Umweltbericht/in der
Begründung zu treffen. 

Teil B
Für die Beurteilung der Fläche mit gewerblicher Nutzung aus der Sicht des gewerblichen Immissions-
schutzes ist die Vorlage einer Geräuschimmissionsprognose erforderlich. Aus Sicht des vorbeugenden
Gesundheitsschutzes dagegen für den Teilbereich B insbesondere die Lärmquellen

- Bahnlinie Dortmund - Münster bzw. Dortmund - Gronau
- Straßenverkehr auf der Zwolle Allee und der Westfaliastraße
- bestehendes Gewerbegebiet
- neu geplantes (eingeschränktes) Gewerbegebiet sowie
- mögliche Freizeitlärmimissionen durch die neu in der Planung enthaltene Funsportanlage

gutachterlich zu untersuchen und zu bewerten.

Besonderes Augenmerk ist dabei der im nördlichen Planbereich geplanten Wohnbebauung zu widmen.

Aus Sicht des Bodenschutzes sowie der Altlastenbearbeitung teile ich Ihnen mit, dass der Geltungsbe-
reich vollständig innerhalb der im Altlastenkataster erfassten Altlastenflächen 20/23 und 20/674 liegt.
Südliche Teilflächen liegen noch zusätzlich im Bereich der Altlastenkatasterfläche 20/677. Im Südosten
ragt eine weitere Altlastenverdachtsfläche mit der Erfassungsnummer 20/39 in den Geltungsbereich
hinein. Außerdem ist eine sogenannte „Datenpoolfläche Altablagerung“ mit der Erfassungsnummer
165.029 registriert. 

Bei der Fläche 20/23 handelt es sich um das frühere Betriebsgelände der Zeche und Kokerei Viktoria
I/II, die mindestens im Zeitraum von 1907 bis in die 1960er Jahre betrieben wurde. Die Zentralwerkstatt
der RAG im Nordosten wurde noch im Zeitraum von ca. 1974 bis zum Jahr 2000 genutzt. Das frühere
Zechen- und Kokereigelände wurde nach der Betriebseinstellung in den 1960er Jahren mit
Bergematerial und anderen Schüttgütern in Mächtigkeiten bis zu 12 m überschüttet. Die Altlastenfläche
20/674 wird in meinen Unterlagen als Basisanschüttung für das Gelände beschrieben. Die
Altlastenkatasterfläche 20/677 wird als Verfüllung eines Gewässerverlaufs bezeichnet. Ich gehe davon
aus, dass die Verfüllung mit der Herstellung und Ausformung der heute als „Canyon“ bezeichneten
Geländehohlform in Zusammenhang steht. Die südöstliche Verdachtsfläche 20/39 ist offenbar ein Teil
der Bergehalde Viktoria. Repräsentative Untergrunduntersuchungen fehlen. 

Die Datenpoolfläche 165.029 wird als in Luftbildern von 1926 bis 1959 erkannte ungewöhnliche
Gelände-struktur beschrieben. Ich gehe davon aus, dass es sich dabei um die später verfüllten Klär-
und Schlammbecken der Zeche und Kokerei handelte. 

Es ist zu beachten, dass die nordöstliche RAG-Fläche noch unter Bergaufsicht steht. Dort befanden sich
bis zum Jahr 2000 noch Schachtanlagen sowie die Zentralwerkstatt der RAG. Dort wurden in den
Jahren 2006 und 2007 Untergrunduntersuchungen zur Gefährdungsabschätzung durchgeführt. Es
liegen Gutachten der Halbach + Lange GmbH vom 17.06.2006 und 20.12.2007 vor. Ein weiteres
Gutachten dieses Unternehmens vom 06.07.2009 befasst sich mit der Dokumentation von lokalen
Sanierungsmaßnahmen. Ich gehe davon aus, dass diese Gutachten der Stadt Lünen bekannt sind, so
dass ich auf eine detaillierte Darstellung der Gutachteninhalte verzichte. Zusammenfassend ist
festzustellen, dass dort bis zu 5 m mächtige Auffüllungen angetroffen wurden, die lokal erhöhte
Schadstoffgehalte v.a. der Parameter Schwermetalle, PAK und PCB dokumentierten. Bei
Grundwasseruntersuchungen fielen z.T. hohe Gehalte an Cyaniden und Arsen sowie erhöhte Werte
weiterer Parameter (u.a. LCKW, BTEX, PAK, BTEX, KW) auf. Die Dokumentation aus dem Jahr 2009
beschreibt lokale Sanierungsmaßnahmen an fünf Stellen. 
Die Untersuchungen wurden vor dem Hintergrund einer angedachten unsensiblen Folgenutzung ohne
konkrete Benennung durchgeführt. Die nordöstlich gelegene RAG-Fläche steht einschließlich des dorti-
gen Grundwassers noch unter Bergaufsicht. Die dort zuständige Bezirksregierung führt seit Jahren eine
Grundwasserüberwachung durch. Eine Entscheidung zum Umgang mit den dortigen Belastungen steht
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noch aus.

Ein weiteres Gutachten der Halbach + Lange GmbH vom 09.11.2007 befasst sich mit der Westhälfte
des WA-Gebietes im vorliegenden Bebauungsplanentwurf. Es basiert offenbar auf Daten aus dem Jahr
2003. Es wurden wenige orientierende Untersuchungen durchgeführt. In meiner damaligen
Stellungnahme forderte ich weitergehende verdichtende Untersuchungen, die meines Wissens nicht
durchgeführt wurden.

Zu den Flächen außerhalb des RAG-Areals liegen ebenfalls mehrere Gutachten vor. Im Vorfeld der
Aufstellung des Bebauungsplans fand ein Abgleich der vorliegenden Altlastengutachten zwischen der
Stadt Lünen und dem Kreis Unna statt. Ich gehe davon aus, dass der Stadt Lünen die Gutachteninhalte
sowie die Altlastensituation des Geländes bekannt sind. Ich verzichte deshalb an dieser Stelle auf eine
detaillierte Auflistung der vorhandenen Gutachten und deren Inhalte.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass innerhalb des Geltungsbereiches massive
Untergrundverunreinigungen v.a. durch kokereispezifische Parameter (PAK, BTEX) sowie lokal durch
weitere Parameter (Schwermetalle, Cyanide, KW etc.) dokumentiert sind. Die
Hauptkontaminationszonen befinden sich häufig in größeren Tiefen, lokal kommen aber auch
oberflächennähere Belastungen vor. Es sind auch erhöhte Bodenluftschadstoffgehalte bekannt. Das
Grundwasser ist ebenfalls massiv verunreinigt. Ein Sanierungsplan zur Grundwasserreinigung wurde
bereits für verbindlich erklärt. Die Arbeiten zur Herstellung der Grundwassersanierungsanlage beginnen
in Kürze. Ein großer Teil der Gutachten stammt aus den 1980er und 1990er Jahren und betrachtet
häufig eine unsensible Folgenutzung. Art und Umfang der Untersuchungen entsprechen in vielen Fällen
nicht den heutigen gesetzlichen Vorgaben und den aktuellen Erkenntnissen der Altlastenbearbeitung. 

Das jüngste Gutachten befasst sich ausschließlich mit dem im Bebauungsplan dargestellten
Forensikgelände (Ahlenberg Ingenieure, 08.10.2018). Da das Gutachten der Stadt Lünen vorliegt, be-
schränke ich mich auch in diesem Fall auf eine zusammenfassende Beschreibung der Ergebnisse. Das
Gutachten beschränkt sich auf einen Beurteilung der oberen Meter der weitaus mächtigeren lokalen
Auffüllungen. Die tieferen Auffüllungen werden lediglich auf der Basis der Auswertung älterer Gutachten
beschrieben. In größeren Tiefen wurden teilweise massive Belastungen v.a. durch kokereispezifische
Parameter ermittelt. Bei den Untersuchungen der Ahlenberg Ingenieure zeigten sich erneut z.T. hohe
Belastungen in größeren Tiefen, aber auch oberflächennah wurden Überschreitungen relevanter
Prüfwerte der BBodSchV sowie des Altlastenerlasses NRW ermittelt. In der Bodenluft zeigten sich
erhöhte BTEX- und CO2-Werte.

Bei der Bewertung der Daten weiche ich von der Beurteilung durch den Gutachter ab. Ein Sanierungs-
und Sicherungserfordernis besteht im Hinblick auf die angedachte Folgenutzung, die ich dem Wohn-
bzw. Wohngartenszenario des Altlastenerlasses NRW vom 14.03.2005 zuordne. Die Aufstellung eines
Sanierungsplans ist erforderlich. Diese Notwendig betrifft nicht nur den eigentlichen Forensikstandort,
sondern auch die übrigen Flächen des Geltungsbereiches.

Dem Bebauungsplanentwurf ist nun zu entnehmen, dass neben GE-Flächen auch Areale festgesetzt
werden sollen, die den Nutzungskategorien „Wohnen“ (WA-Gebiet, Forensik) und „Freizeit“
(Funsportfläche, Park / Wald) zuzuordnen sind.

Trotz der vergleichsweise großen Zahl der Gutachten, die in vielen Fällen heutigen Ansprüchen aller-
dings nicht genügen, ist eine abschließende Bewertung der Altlastensituation des Geltungsbereiches
nicht möglich.

Da demnach für weite Teile des Geltungsbereiches repräsentative und nutzungsangepasste Gefähr-
dungsabschätzungsuntersuchungen fehlen und für den gesamten Geltungsbereich keine
Sanierungsplä-ne existieren, kann derzeit nicht bestätigt werden, das gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse vorliegen und eine konfliktfreie Realisierung der Festsetzungen möglich ist. Es ist
außerdem unklar, in welchem Umfang die relevanten Schutzgüter der Bundes-Bodenschutzverordnung
(BBodSchV) gefährdet sind.

Aus Sicht der Altlastenbearbeitung und des Bodenschutzes bestehen somit derzeit Bedenken gegen
den Bebauungsplan.
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Zunächst sind Untergrunduntersuchungen zur Gefährdungsabschätzung für den gesamten Geltungsbe-
reich mit Ausnahme der Forensikfläche durchzuführen, um klären zu können, ob bzw. in welchem Um-
fang die Durchführung von Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen erforderlich ist. Außerdem ist die
Aufstellung nutzungsangepasster Sanierungspläne, ggf. mit vorlaufender Sanierungsuntersuchung, für
die möglichen Teilbereiche A und B und somit für den gesamten Geltungsbereich erforderlich. Die
Sanierungspläne müssen im Rahmen des Bauleitplanverfahrens durch den Kreis Unna für verbindlich
erklärt werden.

Außerdem rege ich bereits jetzt aus Sicht der Altlastenbearbeitung und des Bodenschutzes noch einige
redaktionelle Änderungen an:

• Unter Punkt 3.2 der Begründung wird angegeben, dass es sich bei der Viktoriafläche um eine
Altlastenverdachtsfläche handele. Tatsächliche ist die Fläche als Altlastenfläche im Sinne des
BBodSchG einzustufen. Die erfolgte Kennzeichnung als belastete Fläche ist dauerhaft beizube-halten.
Eine Nutzung des Grundwassers muss wegen der Grundwasserbelastungen dauerhaft ausgeschlossen
werden.
• Auf Seite 13, 2. Absatz, wird angegeben, dass parallel zu dem Bauleitverfahren ein Sanierungs-plan
für die Gesamtfläche erarbeitet werden soll. In den vorlaufenden Gesprächen wurde jedoch dargestellt,
dass die Verbindlichkeitserklärung des Sanierungsplans Rechtskraft vor Beendigung des
Bebauungsplanverfahrens erlangt haben muss. 
• Auf Seite 16 geben Sie an, dass die vorhandene Parkplatzanlage erhalten und als Funsportbereich
genutzt werden soll. Ich weise darauf hin, dass auch dort oberflächennahe Be-lastungen bekannt sind,
die weitergehende Untersuchungen sowie die Durchführung von Sanie-rungs- /
Sicherungsmaßnahmen, die in einem Sanierungsplan zu präzisieren wären, erfordern.
• Auf der Seite 19, 1. Absatz, wird angegeben, dass es sich bei dem vorgesehenen Standort der
Forensik um eine (im Vergleich mit der Gesamtstandortbelastung) gering belastete Fläche han-dele.
Diese Aussage ist nicht zutreffend. Sowohl im Boden als auch im Grundwasser sind dort massive
Kontaminationen vorhanden. Ich bitte um Änderung der missverständlichen Formulie-rung. Im dritten
Absatz wird angegeben, dass der Wald im Teilgebiet A erhalten werden solle. Ob der Erhalt möglich ist
oder ob Sanierungs- / Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind, müssen noch durchzuführende
Gefährdungsabschätzungsuntersuchungen, deren Umfang bereits abgestimmt wurde, ergeben.
Gleiches gilt für den westlich der Forensik dargestellten Grünbereich (Absatz 4) sowie das im 5. Absatz
beschriebene Wohngebiet.
• Grundsätzlich müssen alle im Bebauungsplan dargestellten Nutzungen zunächst mit vorlaufen-den
Untergrunduntersuchungen auf die Realisierbarkeit der Festsetzungen überprüft werden. Dies gilt
insbesondere für offensichtlich in Gewerbeflächen vorgesehene Nutzungen, die eine höhere Sensibilität
im Sinne der BBodSchV aufweisen. Hier ist beispielsweise die optional geplante Nutzung „Urban
Gardening“ im nordöstlichen Gewerbeareal zu nennen.
• Unter dem Punkt 5.1 wird dargestellt, dass ein Sanierungskonzept zu erstellen sei. Tatsächlich muss
ein formeller Sanierungsplan aufgestellt werden, der durch den Kreis Unna für verbindlich zu erklären
ist. Der Punkt 5.1 sollte die Altlastensituation des Altstandortes ausführlicher darstellen, um auch seiner
Informationsfunktion für die Öffentlichkeit nachzukommen.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen zur Altlastensituation in Verbindung mit der Aufstellung eines
formellen Sanierungsplanes halte ich es für zwingend erforderlich, sich des Instrumentes des § 9 Abs. 2
Nr. 2 BauGB zu bedienen, um die Umsetzung des letztendlich noch von mir für verbindlich zu erklären-
den Sanierungsplanes garantieren zu können.

Es sollte zudem sichergestellt werden, dass sämtliche verfahrensrelevante Unterlagen im weiteren Ver-
lauf in der Begründung bzw. Umweltbericht aufgeführt sowie auch der Öffentlichkeit zur Verfügung ge-
stellt werden können.

Ich biete Ihnen an, die Untersuchungsinhalte der noch fehlenden Unterlagen mit mir im Vorfeld
abzusprechen und diese mir vor der öffentlichen Auslegung noch zur Beurteilung zur Verfügung zu
stellen, so dass ich hierzu jeweils noch eine separate Stellungnahme abgeben kann.

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
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Im Auftrag 

Gert Kozik

Kreis Unna
- Der Landrat –
Stabsstelle Planung und Mobilität
Friedrich-Ebert-Str. 17
59425 Unna

Fon: 02303/27-1461
Fax: 02303/27-2296
e-mail: gert.kozik@kreis-unna.de
URL: www.kreis-unna.de

Anlage:

Anhänge:
Neue Datei vom 18.04.2019 um 08:18:47 Uhr (s_75318_b-
plan_229_luenen_auszug_geoservice_v_12_04_2019.docx)

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Anlage 

 

 

Auszug aus dem Geoservice v. 12.04.2019 zum Planbereich Viktoria in Lünen 

  

 
















	Stellungnahme(n) (Stand: 08.04.2019)
	Arbeitskreis Umwelt und Heimat e.V.

	Stellungnahme(n) (Stand: 18.04.2019)
	Emschergenossenschaft / Lippeverband: 12-LI (Federführung)

	Stellungnahme(n) (Stand: 18.04.2019)
	Kreis Unna, Stabsstelle Planung und Mobilität


